
halts handelt, .falsch sein. Das schließt jedoch nicht aus, 
daß unter Umständen im Zivilprozeß eine weitergehende 
Aufklärung des Sachverhalts vorgenommen werden 
muß, wenn es sich um Fragen handelt, die zivilrechtlich 
von Bedeutung, strafrechtlich jedoch unerheblich sind, 
wie im vorliegenden Falle die Frage der Überschreitung 
der Notwehr.

Im Strafprozeß ist diese Seite nicht näher aufgeklärt 
worden, weil die Überschreitung nicht strafbar ist, wenn 
der Täter in Bestürzung, Furcht oder Schrecken ge­
handelt hat (§ 53 Abs. 3 StGB). Im Zivilprozeß unter­
liegt die Beurteilung dieser Frage den allgemeinen 
Grundsätzen über unerlaubte Handlungen, so daß unter 
Umständen eine Schadensersatzpflicht begründet wird. 
Bei der Auseinandersetzung mit dem Urteil des Straf­
senats hätte die Zivilkammer auf diese Frage eingehen 
müssen, und zwar deswegen, weil der Schaden der 
Klägerin in auffälligem Mißverhältnis zu den bei der 
Beklagten aufgetretenen Folgen der Auseinandersetzung 
steht. Zur Aufklärung dieser Frage wäre es notwendig 
gewesen, weitere Beweise zu erheben, denn die zivil- 
rechtlichen Möglichkeiten zur Feststellung des Sachver­
halts waren keineswegs ausgeschöpft. Es ist hier vor 
allem an die Parteivernehmung von Amts wegen zu 
denken, auf die das Gericht schon deshalb hätte 
zurückgreifen sollen, weil der Zeuge H. zwar rechtlich 
nicht als Partei beteiligt ist, in der tätlichen Ausein­
andersetzung jedoch auch „Partei“ gewesen ist; dieser 
Umstand hätte auch bei der Würdigung seiner Aus­
sage berücksichtigt werden müssen.

Der Mangel des Urteils in diesem Punkt besteht also 
darin, daß das Gericht das Ergebnis der Beweis­
aufnahme im Strafverfahren unberücksichtigt gelassen 
und im Hinblick auf die weitergehenden zivilrechtlichen 
Ansprüche eine gründliche Aufklärung des Sachverhalts 
unterlassen hat. Insoweit sind die §§ 286 und 139 ZPO 
verletzt.

Obwohl am Schluß der mündlichen Verhandlung fest­
stand, daß der Strafsenat zu einer anderen tatsächlichen 
und rechtlichen Würdigung der Sache gekommen war, 
hat das Stadtbezirksgericht die Berufung gegen seine 
Entscheidung nicht zugelassen. Darin liegt eine Ver­
kennung des § 40 der Angleichungs-Verordnung. Die 
besondere Bedeutung der Sache für die Lebensverhält­
nisse der Parteien oder einer von ihnen liegt auch dann 
vor, wenn in einer Sache drei voneinander abweichende 
Urteile vorliegen. Hier wäre es unbedingt erforderlich 
gewesen, die eigene Entscheidung der Kritik der über­
geordneten Instanz auszusetzen, zumal im Strafver­
fahren ebenfalls die zweite Instanz gesprochen hatte. Es 
könnte sonst leicht der Eindruck bei der unterlegenen 
Partei entstehen, daß das Gericht von seiner Entschei­
dung selbst nicht genügend überzeugt gewesen ist. Da­
durch, daß die Berufung von der Zulassung des Gerichts 
erster Instanz abhängig ist, wenn der Besch werdewert 
nicht erreicht wird, soll auf keinen Fall der für unseren 
Staat der Arbeiter und Bauern lebenswichtige Grund­
satz der Kritik beeinträchtigt werden. Vielmehr ist die 
Verantwortung für die Beurteilung, ob die Rechtsfrage 
von grundsätzlicher Bedeutung ist oder eine Entschei­
dung für die Lebensverhältnisse der Parteien von be­
sonderer Bedeutung ist, auf das Gericht übertragen 
worden. Das richterliche Ermessen und damit der § 40 
Angleichungs-Verordnung ist jedoch verletzt, wenn in 
einer Sache, die unterschiedliche Beurteilungen zuläßt, 
die Möglichkeit der Berufung abgeschnitten wird.

§§ 115, 116 ZPO; § 3 der VO über die Bildung von 
Kollegien der Rechtsanwälte.

Ordnet das Gericht im Wege der einstweiligen 
Kostenbefreiung der mittellosen Partei einen Prozeß­
vertreter bei, so kann dies nur ein Mitglied des Rechts­
anwaltskollegiums oder eine der in § 116 ZPO auf­
geführten Personen sein.

BG Potsdam, Beschl. vom 25. Oktober 1954 — T 182/54.
In einem Erbschaftsprozeß vor dem Kreisgericht O. hat die 

Klägerin und Beschwerdeführerin beantragt, ihr einstweilige 
Kostenbefreiung zu bewilligen und den Rechtsbeistand R. als 
Vertreter beizuordnen. Dieser sei seit längerer Zeit mit der 
Vorkorrespondenz befaßt und zu ihm habe die Beschwerde­
führerin besonderes Vertrauen. Die Sache sei rechtlich so 
schwierig, daß sich die Beiordnung eines Prozeß bevollmäch­
tigten rechtfertige.

Das Kreisgericht hat mit dem angefochtenen Beschluß der 
Beschwerdeführerin für die 1. Instanz einstweilige Kosten­
befreiung bewilligt, jedoch den Antrag auf Beiordnung eines 
Prozeßvertreters zurückgewiesen. Es ist der Auffassung daß 
nach den Bestimmungen der VO über die Bildung von Kolle­
gien der Rechtsanwälte nur die Beiordnung eines diesem Kol­
legium angehnrigen Rechtsanwalts in Frage komme. Da die 
Beschwerdeführerin jedoch darauf bestehe, daß ihr Rechts- 
beistand R. beigeordnet werde, habe ihr Antrag keinen Erfolg 
haben können.

Gegen diesen Beschluß richtet sich die Besch werde insoweit, 
als der personell bestimmte Antrag zurückgewiesen worden 
ist. Die Beschwerdeführerin ist der Meinung, daß die Bestim­
mungen der VO über die Bildung von Kollegien der Rechts­
anwälte nicht dazu nötigen, den von ihr gewählten, mit dem 
Streitstoff seit langem befaßten Prozeßbevollmfichigten aufzu­
geben und sich einem anderen Prozeßbevollmächtigten anzu­
vertrauen. obwohl ein Anwaltsprozeß nicht vorliege. Diesen 
Schluß zieht die Beschwerdeführerin daraus, daß in den Be­
stimmungen über die Bildung von Kollegien der Rechts- 
anwä'te nur § 115 ZPO genannt ist. und sie nimmt an. daß 
sich das Beiordnungsprivileg der dem Kollegium der Rechts­
anwälte angehnrigen Anwälte nur auf die Fälle eigentlichen 
Anwaltszwanges beschränke.

Die Beschwerde ist unbegründet.

Aus den G r ü n d e n :
Das Recht auf Beiordnung eines Rechtsanwalts hat 

eine mittellose Partei grundsätzlich nur im Anwalts­
prozeß (§ 115 ZPO). Es bedurfte daher in § 3 der VO 
über die Bildung von Kollegien der Rechtsanwälte vom 
15. Mai 1953 zur Erläuterung des Falles der Beiordnung 
eines Rechtsanwalts im Zivilprozeß nur des Hinweises 
auf diese Bestimmung. Ausnahmsweise kann nach 
§ 39 RAO auf Antrag einer mittellosen Partei auch für 
den vor dem Kreisgericht stattfindenden Parteiprozeß 
ein Rechtsanwalt beigeordnet werden. Die Beschwerde­
führerin irrt aber, wenn sie aus dem Fehlen eines Hin­
weises auf den letzteren Fall der Beiordnung eines 
Rechtsanwalts in § 3 der VO den Schluß zieht, daß die 
zwingende Beiordnung eines Rechtsanwalts, der dem 
Kollegium der Rechtsanwälte angehört, nur für den 
Anwaltsprozeß gelte. Dem steht der Wortlaut des § 3 
der VO entgegen, und ein Hinweis auf § 116 ZPO hätte 
nur Verwirrung gestiftet, denn auch nach Bildung der 
Rechtsanwaltskollegien hat § 116 ZPO uneingeschränkt 
Geltung hinsichtlich der Beiordnung von Justiz­
angestellten oder sonstigen Rechtskundigen, die nicht 
geschäftsmäßig fremde Rechtsangelegenheiten besorgen. 
Insoweit ist in einfacheren Sachen die Beiordnung eines 
Rechtsanwalts nicht zwingend. Die VO vom 15. Mai 1953 
hat in ihrem § 3 mit dem Hinweis auf § 115 ZPO 
lediglich den Normalfall für die Beiordnung eines dem 
Kollegium der Rechtsanwälte angehörigen Anwalts 
regeln wollen.

Die Sicherung der den Bürgern zustehenden Rechte 
gehört zu den Obliegenheiten des Kollegiums der 
Rechtsanwälte als eines Organs der Rechtspflege. Die 
Beiordnung eines Rechtsanwalts im Parteiprozeß er­
folgt bei besonderen Schwierigkeiten einer Sache auf 
Kosten des Staates; die sachgemäße Vertretung der 
mittellosen Partei wird durch die Beiordnung eines 
dem Rechtsanwaltskollegium angehörigen Anwalts ge­
währleistet. Anders kann § 3 der VO vom 15. Mai 1953 
nicht verstanden werden, und die Sonderwünsche der 
Beschwerdeführerin müssen hinter dem in der VO aus­
gedrückten allgemeinen Interesse zurückstehen.

Schließlich ist noch darauf hinzuweisen, daß § 39 
RAO für Rechtsanwälte Geltung hat und die Beiord­
nung eines Rechtsbeiständes in sinngemäßer Anwen­
dung der RAO nur dann in Frage kommt, wenn kein 
Rechtsanwalt im Gebiet des Kreisgerichts oder im 
Nachbarkreis verfügbar ist. Diese Voraussetzung für 
die Beiordnung des Rechtsbeistandes R. ist nicht ge­
geben. Da die Beschwerdeführerin auf seiner Beiord­
nung bestanden hat, hat das Kreisgericht von der Bei­
ordnung eines Rechtsanwalts mit Recht Abstand ge­
nommen.

§ 2 der AO über die Kreditgebung für Wiederinstand­
setzung bzw. Wiederaufbau privater Wohnungsbauten 
vom 2. September 1949 (ZVOB1. S. 714); § 6 der 1. DB 
zur AO vom 20. Februar 1950 (GBl. S. 315).

1. Die Gewährung eines Wiederaufbaukredits befreit 
den Kreditnehmer vorerst von seinen Verbindlichkeiten 
aus dinglichen Belastungen seines Grundstücks. Die 
Stundung beginnt bereits mit der Einräumung des 
Kredits.
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